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Verfahren zur wissenschaftlichen Begründung  
von Anlässen für arbeitsmedizinische Vorsorge-
untersuchungen 
 
Kurzreferat 
 
Festlegungen von Anlässen für arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen müs-
sen begründet werden, da Untersuchungen Kosten verursachen, Risiken für die Be-
schäftigten beinhalten könnten, im Falle von Pflichtuntersuchungen in Persönlich-
keits- und Grundrechte eingreifen und durch ihre schiere Masse den Betriebsarzt bei 
der Wahrnehmung eines modernen Rollenverständnisses behindern können.  
 
Die Höhe der Gefährdung (Gefährdungspotenzial) ist ein wichtiger, aber nicht der 
einzige Bezugspunkt für die Begründung von Untersuchungsanlässen. Spätestens 
seit den Vorarbeiten zur Gefahrstoffverordnung von 2005 ist die zusätzliche Betrach-
tung von diagnostischem und präventivem Potenzial von Untersuchungen zum Stan-
dard bei rationalen Diskussionen um die Begründung von arbeitsmedizinischen Vor-
sorgeuntersuchungen geworden. 
 
Aufbauend auf diesem Grundgedanken wird im vorliegenden Aufsatz ein Begrün-
dungsschema vorgeschlagen. Grundlage ist eine Verknüpfung von Bewertungen der 
drei o. g. Potenziale mit Festlegungen für Vorsorgeuntersuchungen auf unterschied-
lichem Verbindlichkeitsniveau (Wunsch-, Angebots-, Pflichtuntersuchung). Für das 
Bewerten der Potenziale selbst werden wiederum Regeln vorgeschlagen. Diese Re-
geln gelten unabhängig von der Art der Gefährdung, also gleichermaßen für so un-
terschiedliche Tätigkeitstypen wie etwa Taucherarbeiten und Arbeiten mit biologi-
schen Arbeitsstoffen, und berücksichtigen den vorgesehenen Zeitpunkt der Untersu-
chung (Erstuntersuchung und Nachuntersuchung mit ihren Unterformen). 
 
Im Ergebnis kann das vorgeschlagene Begründungsschema auf nachvollziehbare 
Weise für jede Konstellation aus Einwirkung (Tätigkeitstyp), tätigkeitsspezifischer 
Bedingung (z. B. Luftkonzentration) und Untersuchungszeitpunkt Begründungen für 
Wunsch-, Angebots- oder Pflichtuntersuchungen liefern. Das Vorgehen wird an ei-
nem Beispiel erläutert. 
 
Das Gerüst des hier vorgestellten Verfahrens könnte Ausgangspunkt für eine Kon-
sensbildung zum grundsätzlichen Vorgehen bei der Begründung von Vorsorgeunter-
suchungen nach ArbMedVV sein. 
 
 
Schlagwörter: 
 
Arbeitsmedizinische Vorsorge, Vorsorgeuntersuchungen, Pflichtuntersuchung,  
Angebotsuntersuchung, Wunschuntersuchung 
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1 Einleitung 

1.1 Gegenstand 

Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen gelten arbeitsfähigen Beschäftigten, 
die eine gesundheitsgefährdende Arbeit verrichten, sie verrichten sollen oder sie in 
der Vergangenheit verrichtet haben. Ziel dieser Untersuchungen ist es, 
 
– Erkrankungen oder Vorstufen derselben zu erkennen, die durch die gegenwärtig 

oder früher ausgeübte Arbeit verursacht werden oder wurden, und 
– individuelle Merkmale aufzudecken, von denen bekannt ist, dass sie einen Men-

schen besonders empfänglich machen für Erkrankungen, die durch die früheren, 
gegenwärtigen oder geplanten Arbeitsbedingungen verursacht werden. 

 
Eindeutig nicht Ziel der arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen ist 
 
– die Erkennung oder Früherkennung von Erkrankungen, die nicht arbeitsbedingt 

sind, oder  
– das Aufdecken individueller Merkmale, die unabhängig von den gegenwärtigen 

oder vorgesehenen Arbeitsbedingungen für Erkrankungen besonders empfänglich 
machen, oder  

– die Beweissicherung für später mögliche haftungsrechtliche Auseinandersetzun-
gen oder  

– die Feststellung körperlicher und mentaler Fähigkeiten für eine geplante Ar-
beitsaufgabe. 

 
Gleichwohl können Ärzte mit Untersuchungen beauftragt werden, die letztgenannte 
Punkte zum Ziel haben. Praktische Gründe können es erfordern, solche Untersu-
chungen mit arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen zusammenzulegen.  
Erkenntnisse aus arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen können zudem für 
andere Fragestellungen nutzbar gemacht werden, etwa für die Gefährdungsbeurtei-
lung. 
 
Es soll aber festgehalten werden, dass Untersuchungen, die vordergründig Ziele der 
letzteren Art verfolgen, hier nicht als arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen 
zu bezeichnen sind. 
 
In den meisten Fällen werden arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen in Auf-
trag gegeben, weil dies für bestimmte Typen von Tätigkeiten durch Rechtsverord-
nungen dem Arbeitgeber so vorgeschrieben wird. Diese Untersuchungen müssen 
den Beschäftigten vom Arbeitgeber aktiv angeboten werden und sind in bestimmten 
Fällen sogar Voraussetzung für die Weiterbeschäftigung mit dem entsprechenden 
Tätigkeitstyp.  
 
In der öffentlichen Wahrnehmung sind arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen 
überwiegend positiv besetzt, weil sie als Ausdruck der Fürsorge verstanden werden. 
Jede Vorsorgeuntersuchung hat jedoch neben ihren Kosten weitere Effekte, die den 
Interessen der Beteiligten (Beschäftigter, Arbeitgeber, Arzt) entgegenstehen könnten. 
Zwar sind direkte schädliche Wirkungen der in der Arbeitsmedizin üblichen Untersu-
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chungsmethoden weitgehend vernachlässigbar, jeder unklare Befund kann aber zu 
weiteren Untersuchungskaskaden außerhalb der Arbeitsmedizin führen, die durch-
aus unerwünschte Effekte haben können. Das Aufdecken von Gesundheitsstörungen 
kann so zu Entscheidungssituationen führen, die möglicherweise nicht von den Be-
teiligten intendiert waren. Eine allzu großzügige Ermöglichung arbeitsmedizinischer 
Untersuchungen könnte zudem den Betriebsarzt hindern, ein modernes Rollenver-
ständnis zu entwickeln, das den Eindruck einer Untersuchungsmedizin eigentlich 
vermeiden möchte. Nicht zuletzt stellen Untersuchungen mit hoher Verbindlichkeit 
(Pflichtuntersuchungen) einen Eingriff in Persönlichkeits- und Grundrechte dar. 
 
Auch wenn also Festlegungen von Vorsorgeuntersuchungen durch den Verord-
nungsgeber nur relativ wenig widersprochen wird, bedürfen sie nachvollziehbarer 
Begründungen. Der vorliegende Aufsatz versucht, die für die Begründung notwendi-
gen Entscheidungsprozesse durch Formalisierung sichtbar zu machen und liefert 
Vorschläge für ein strukturiertes Vorgehen. 
 
 
1.2 Vorhandene Schriften zur Begründung von  

Vorsorgeuntersuchung 

In der Vergangenheit wurden bereits Begründungen für arbeitsmedizinische Vorsor-
geuntersuchungen schriftlich niedergelegt. Pionierarbeit wurde für das Dokument 
„Begründungen für arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen nach der Gefahr-
stoffverordnung“ des Ausschusses für Gefahrstoffe (AGS) vom 21. November 2003 
(im Folgenden kurz: „Begründungspapiere“) geleistet, das im Zuge der Vorarbeiten 
zur Gefahrstoffverordnung von 2005 erarbeitet wurde.  Es enthält für eine Reihe von 
Tätigkeiten mit bestimmten Gefahrstoffen oder Gefahrstoffgruppen Begründungstex-
te, welche die Notwendigkeit arbeitsmedizinischer Vorsorgeuntersuchungen transpa-
rent machen sollten. Jeder der kurz gehaltenen Texte endet mit der Festsetzung von 
Pflicht- oder Angebotsuntersuchungen unter bestimmten tätigkeitsspezifischen Be-
dingungen (Auslösekriterien). Die Begründungspapiere für gefahrstoffbezogene Un-
tersuchungsanlässe wurden vom damaligen Unterausschuss „Arbeitsmedizin“ des 
AGS beschlossen und für längere Zeit auf der Homepage der Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) veröffentlicht. Die einzelnen Begründungstex-
te fassen den aktuellen Wissensstand (im Folgenden: W) zum Gefährdungspotenzial 
(GP), zur Verfügbarkeit diagnostischer Methoden (im Folgenden als diagnostisches 
Potenzial – DP – bezeichnet) und zu Präventionsmöglichkeiten bei erkannten Ge-
sundheitsschäden (präventives Potenzial: PP) strukturiert zusammen. Der Leser des 
Textes kann damit erkennen, auf welcher Faktenlage die Wertung des Gremiums 
(damaliger Unterausschuss III des AGS), eine Vorsorgeuntersuchung als begründet 
anzusehen, beruhte. Die wegweisende Leistung bestand darin, zu allen diesbezügli-
chen Entscheidungen Fakten zusammenzustellen, die nach gleichem Schema aufbe-
reitet wurden. Die Sammlung umfasst nur Begründungstexte für solche Stoffe und 
Tätigkeiten mit Stoffen, für die am Ende auch eine Pflicht- oder Angebotsuntersu-
chung im Begründungstext gefordert wird.  
 
Später wurden nach diesem Vorbild ähnliche Texte für Untersuchungen bei Tätigkei-
ten mit biologische Arbeitsstoffen und sonstigen Gefährdungen ausgearbeitet. 
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Das so gestaltete Nebeneinander von strukturierten Fakten und zu begründender 
normativer Festlegung (Pflichtuntersuchungen oder Angebotsuntersuchungen) wird 
jedoch erst dann zu einer Begründung im eigentlichen Sinne, wenn man eine Be-
gründungsregel hinzudenkt, die empirisch erhebbare Fakten und normative Schluss-
folgerung argumentativ miteinander verknüpft. Für diese Verknüpfung ist die willentli-
che (wenn auch nicht beliebige) Festlegung einer Begründungsregel erforderlich. 
Denn eine Begründung ergibt sich nicht schon allein aus den Fakten. 
 
Die Begründungspapiere von 2003 gliedern in einzelnen Dossiers den Wissensstand 
zu jedem Tätigkeitstyp t (Wt) nur nach einem bestimmten Schema auf, nämlich nach 
– Wissen zum GP von t: Wt

GP,  
– Wissen zum DP einer Vorsorgeuntersuchung wegen einer Tätigkeit vom Typ t: 

Wt
DP und  

– Wissen zum PP einer Vorsorgeuntersuchung wegen einer Tätigkeit vom Typ t: 
Wt

PP. 
 
Um zu dem Schluss zu kommen, Pflicht- oder Angebotsuntersuchungen seien be-
gründet, müsste die implizite Begründungsregel ungefähr wie folgt lauten: 
 
Wenn  
– GP(t) ausreichend ist und  
– DP(t) ausreichend ist und  
– PP(t) ausreichend ist,  
dann ist die Festlegungen einer Pflicht- bzw. Angebotsuntersuchung begründet. 
 
Voraussetzung zur Anwendung dieser Regel ist ein Verfahren, mit dem die Höhe der 
jeweiligen Potenziale aus dem oben zusammengetragenen Wissen bestimmt wird. 
Schließlich bedarf es noch eines Maßstabes, der es erlaubt zu beurteilen, ob ein Po-
tenzial ausreichend im Sinne der Regel ist. 
  
Die Begründungsregel und die Voraussetzungen für ihre Anwendung werden in den 
Begründungspapieren von 2003 aber nicht dargestellt. Dem Leser fehlt deshalb ein 
wichtiges Bindeglied, das es ihm erlaubt, die Entscheidung für die Festlegung einer 
Pflichtuntersuchung oder Angebotsuntersuchung nachzuvollziehen. 
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2 Weiterentwicklung des Begründungsschemas 

Die Begründungspapiere von 2003 stellen für die einzelnen Tätigkeiten mit Gefahr-
stoffen Fakten zusammen, auf denen die Begründungen für Pflicht- bzw. Angebots-
untersuchung beruhen. Um von der Beschreibung der Faktenlage zu der Feststel-
lung zu gelangen, dass für die jeweilige Tätigkeit Vorsorgeuntersuchungen begrün-
det sind, bedarf es eines speziellen Bewertungsverfahrens, das sich nicht von selbst 
aus den zusammengetragenen Fakten ergibt. Dieses wurde in den Begründungspa-
pieren von 2003 nicht dargestellt.  
Ziel einer Weiterentwicklung des Schemas der Begründungspapiere von 2003 muss 
es sein, diese Lücke zu schließen. Hierzu werden zunächst im folgenden Kapitel die 
einzelnen Elemente genauer betrachtet und in eine übersichtliche Formelsprache 
gefasst. 
 
 
2.1 Tätigkeitstypen und Expositionen: t und ct 

Die in den Begründungspapieren enthaltenen Dossiers beschreiben die abstrakte 
Situation jeweils für Tätigkeiten mit bestimmten Gefahrstoffen oder Gefahrstoffgrup-
pen. Da es sich bei den Tätigkeiten nicht um Beschreibungen konkreter Ereignisse 
(Vorkommnisse) handelt, wird im Folgenden nicht von Tätigkeiten, sondern von Tä-
tigkeitstypen gesprochen. In der Gefährdungsbeurteilung geht es in der Regel dar-
um, eine konkrete Tätigkeit an einem konkreten Arbeitsplatz einem solchen Tätig-
keitstyp zuzuordnen, um die Arbeitsschutzregeln, die für diesen Typ gelten, im kon-
kreten Fall anzuwenden.  
Ein solcher Tätigkeitstyp könnte etwa „Tätigkeiten mit Stoff X“ heißen. Das Dossier 
berücksichtigt vielleicht unterschiedliche Luftkonzentrationen von X. Eine Betrach-
tung des Gefährdungspotenzials oder des diagnostischen Potenzials einer Untersu-
chung X-Exponierter bezieht sich also nicht auf die Tätigkeit mit X insgesamt, son-
dern auf Tätigkeiten mit X oberhalb bestimmter Luftkonzentrationen oder bei be-
stimmten gefährdenden Bedingungen (Szenarien). Hinter einem Tätigkeitstyp ver-
bergen sich also eine Vielzahl oder, wenn die Luftkonzentration das kritische Merk-
mal ist, ein Kontinuum von Tätigkeitstyp-Subtypen, für die verschiedene Expositionen 
gegenüber dem im Tätigkeitstyp betrachteten Agens anzunehmen sind. Aus dieser 
Subtypen-Menge muss nun eine Teilmenge benannt werden, für die GP, DP und PP 
als ausreichend hoch erachtet werden. Um im Beispiel zu bleiben, wären das viel-
leicht alle Tätigkeiten mit X, bei denen Hautkontakt besteht oder eine bestimmte 
Luftkonzentration überschritten wird. Im Ergebnis wird auch nicht die Vorsorgeunter-
suchung für den Tätigkeitstyp t begründet, sondern – genauer – die Vorsorgeunter-
suchungen für den Tätigkeitstyp t unter der für t spezifischen Bedingung ct. Dabei 
kann es zweckmäßig sein, nicht das gesamte Spektrum möglicher Bedingungen dar-
zustellen, sondern nur ausgewählte Bezugspunkte, die sich im Arbeitsschutz etabliert 
haben. Gemeint sind Bedingungen, bei denen die Expositionen gesundheitlich be-
gründete Grenzwerte erreichen oder auch repräsentative Expositionsszenarien. 
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2.2 Potenziale und Potenzial-Konstellation K 

Die Begründungspapiere von 2003 unterscheiden zwischen Gefährdungspotenzial 
eines Tätigkeitstyps und dem diagnostischen/präventiven Potenzial einer Untersu-
chung bei diesem Tätigkeitstyp. Zur näheren Bestimmung des diagnostischen Po-
tenzials wurde in fast allen Fällen auf die berufsgenossenschaftlichen Grundsätze 
(DGUV, 2007) für die einzelnen Tätigkeitstypen verwiesen. Das Vorhandensein eines 
solchen Grundsatzes wurde nach stiller Übereinkunft als Indiz für ein ausreichendes 
diagnostisches Potenzial verwendet. Obwohl historisch älter als die Festlegungen 
der GefStoffV oder der ArbMedVV, sind die Untersuchungsgrundsätze jedoch sys-
tematisch den Festlegungen der Untersuchungsanlässe nachgeordnet. Sie sind eine 
Reaktion auf die Festlegung von Untersuchungsanlässen. Insofern ist der Verweis 
auf die Existenz eines Grundsatzes nicht befriedigend und soll deshalb im Folgenden 
aufgelöst werden. 
 
Die diagnostischen Möglichkeiten einer Untersuchung lassen sich unterteilen in die 
Diagnostik von Faktoren, die das Risiko einer Erkrankung unter Exposition erhöhen, 
und Diagnostik von Wirkungen der Exposition (Erkrankungen oder deren Vorläufer). 
Erstere sollen hier als Dispositionsfaktoren bezeichnet werden. Es erscheint mit Blick 
auf die weiter unten beschriebene Differenzierung verschiedener Untersuchungsty-
pen sinnvoll, diese beiden Aspekte diagnostischer Möglichkeiten durch eine Untertei-
lung in zwei Arten diagnostischer Potenziale zu berücksichtigen: DPD, dem diagnos-
tischen Potenzial für Dispositionsfaktoren, und DPW, dem diagnostischem Potenzial 
für die Wirkungen der Exposition. 
 
Die beiden Unterformen des diagnostischen Potenzials hängen eng mit den resultie-
renden präventiven Möglichkeiten zusammen. So wird es bei individuellen Risikofak-
toren auf eine primäre Expositionsvermeidung oder -verringerung ankommen und bei 
bereits manifesten Krankheitszeichen auf eine rasche Expositionskarenz oder thera-
peutische Intervention. Das präventive Potenzial soll deshalb ebenfalls in zwei Unter-
formen aufgeteilt werden, das primär-präventive Potenzial PPp und das sekundär-
präventive Potenzial PPs. Das primär-präventive Potenzial sagt aus, inwieweit Aus-
sicht besteht, durch eine Expositionsvermeidung das Entstehen eines Gesundheits-
schadens zu verhindern, für den eine besondere individuelle Disposition besteht. Das 
sekundär-präventive Potenzial gibt an, inwieweit sinnvolle Maßnahmen möglich sind, 
mit der eine einmal entdeckte tätigkeitsbedingte Gesundheitsschädigung „geheilt“ 
oder an einer Verschlimmerung gehindert werden kann. Auf die Abhängigkeit zwi-
schen DPD und PPp einerseits und zwischen DPW und PPs andererseits sei bereits 
hier hingewiesen. So dürfte es kein ausreichendes primär-präventives Potenzial ei-
ner Untersuchung geben, wenn keine Dispositionsfaktoren diagnostizierbar sind, und 
kein ausreichendes sekundär-präventives Potenzial, wenn es keine Methode gibt, 
Expositionswirkungen zu erkennen. 
 
Das Grundwort in den Wörtern Gefährdungspotenzial, diagnostisches und präventi-
ves Potenzial ist das Wort „Potenzial“. Es bringt die Intention zum Ausdruck, einen 
Tätigkeitstyp mit einem Maß zu charakterisieren und damit in der Lage zu sein, ver-
schiedene Tätigkeitstypen anhand dieses Maßes miteinander zu vergleichen. Man 
könnte damit etwa die Frage beantworten, ob die Tätigkeit mit Blei ein höheres Ge-
fährdungspotenzial aufweist als die Bildschirmtätigkeit. GP, DPD, DPW und PPp, PPs 
dienen also nicht nur der Strukturierung eines arbeitsmedizinischen Dossiers zu ei-
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nem Tätigkeitstyp, sondern mit ihnen wird der betrachtete Gegenstandsbereich be-
wertet. Bei dieser Bewertung werden die Gefährdung durch einen Tätigkeitstyp und 
die Aspekte einer zugehörigen medizinischen Untersuchung auf 5 Mengen (GP, DPD, 
DPW und PPp, PPs) abgebildet, die jede den Wertevorrat einer Skala enthalten. Die-
ser Wertevorrat kann durchaus recht übersichtlich sein und etwa nur aus zwei Kate-
gorien „ausreichend“ und „nicht ausreichend“ bestehen. Über die Konstruktion einer 
solchen Skala und über das Verfahren, mit dem die Informationen aus dem Dossier 
für eine Bewertung verarbeitet werden, muss ein Konsens gefunden werden. 
 
Der hier geschilderte Bewertungsvorgang kann als Abbildung K einer Menge von 
Tätigkeitstypen-Mengen formalisiert werden, durch die jedem Tätigkeitstyp t bei be-
stimmter Exposition ct ein Werte-5-Tupel bzw. eine Konstellation aus GP, DPD, DPW 
und PPp, PPs zugeordnet werden. Diese Abbildung ist die Vorschrift für den Bewer-
tungsvorgang, die im Weiteren vereinbart werden muss. 
 
 ),,,,(),(: spWDt PPPPDPDPGPctK   (2.1) 

 
 
2.3 Untersuchungszeitpunkte: y 

Die ArbMedVV, wie auch zuvor schon andere Festlegungen für spezielle arbeitsme-
dizinische Vorsorgeuntersuchungen, unterscheiden zwischen verschiedenen Zeit-
punkten, an denen die Untersuchungen stattfinden sollen: 
 
– vor (E: Erstuntersuchung),  
– während (Nw: Nachuntersuchungen während der Tätigkeit),  
– bei Beendigung (Nb) und  
– nach Beendigung (Nn: sog. nachgehende Untersuchungen) 
 
der Tätigkeit des jeweils gefährdenden Tätigkeitstyps t. Die Fragestellung der Unter-
suchung und damit ihr diagnostisches und präventives Potenzial hängen bei gege-
benen Tätigkeitstyp t und gegebenen Bedingungen ct von dieser zeitlichen Lage der 
Untersuchung ab. Begründet etwa die Höhe der Potenziale eine Pflichtuntersuchung 
während der Tätigkeit (Nw), so muss deshalb nicht auch zwingend eine Pflichtunter-
suchung vor Aufnahme der Tätigkeit (E) als begründet angesehen werden. Deshalb 
muss bei der Bewertung von DP und PP die zeitliche Lage der zu begründenden Un-
tersuchung differenziert werden. Sie wird im Folgenden in der Variable y abgelegt. 
Wertemenge aller y ist Y. 
 
 },,,{: nbw NNNEY   (2.2) 

 
Bei der Bewertung eines Tätigkeitstyp t unter der Bedingung ct gemäß der Vorschrift, 
die in der Formel (2.1) wiedergegeben ist, muss der Zeitpunkt der Untersuchung be-
rücksichtigt werden. So könnte es vielleicht sein, dass sich einerseits bei einem Tä-
tigkeitstyp Erstuntersuchungen nicht begründen lassen, weil es keine diagnostischen 
Möglichkeiten für die Vorhersage des individuellen Risikos gibt, und andererseits 
aber Nachuntersuchungen gerechtfertigt sind. Der in der Formel (2.1) beschriebene 
Bewertungsvorgang muss daher näher bestimmt werden. Die Vorschrift bezieht sich 
also auf die Bewertung von Tätigkeitstypen unter bestimmten Bedingungen jeweils 
für die einzelnen Untersuchungszeitpunkte y. 
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 ),,,,(),,(: spWDt PPPPDPDPGPyctK    (2.3) 

 
 
2.4 Verbindlichkeit von Vorsorgeuntersuchungen:  

Verbindlichkeitsstufen 

Wenn unter bestimmten Bedingungen c bei einem Tätigkeitstyp eine Angebotsunter-
suchung begründet ist, so folgt daraus nicht, dass auch eine Pflichtuntersuchung be-
gründet ist. Die für Pflichtuntersuchungen erforderlichen Bedingungen sind andere 
als entsprechende Bedingungen für Wunsch- oder Angebotsuntersuchungen. Be-
gründungen für Pflicht-, Angebots- und Wunschuntersuchung bei demselben Tätig-
keitstyp t sind also – genau genommen – verschiedene Begründungen. An die Be-
gründung von Pflichtuntersuchungen werden im Allgemeinen höhere Anforderungen 
für GP, DP und PP zu stellen sein als an die Begründungen von Angebotsuntersu-
chungen oder Wunschuntersuchungen. 
 
Im Folgenden sollen hier diese Unterscheidungen der Verbindlichkeitsstufen durch 
die Variable v ausgedrückt werden, die folgende Werte annehmen kann: 
 
– Keine Verbindlichkeit: O,  
– Wunschuntersuchung: W,  
– Angebotsuntersuchung: A,  
– Pflichtuntersuchung: P1,  
 
Wertemenge aller v ist V: 
 
 },,,{: PAWOV   (2.4) 
 
Für die Elemente der Menge gilt im Übrigen die Relation: 
 
 PAWO   (2.5) 
 
 

                                            
1 Die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV 2008) enthält scheinbar eine wei-

tere Differenzierung der Verbindlichkeit innerhalb der Pflichtuntersuchungen. So muss der Arbeit-
geber bei bestimmten Tätigkeitstypen nicht nur auf der durchgeführten Untersuchung bestehen, 
sondern auch auf der Bescheinigung gesundheitlicher Unbedenklichkeit (§ 4, Abs. 2). In der der-
zeit gültigen Verordnung gibt es diese Besonderheit nur für den Untersuchungstatbestand "Tätig-
keiten in Druckluft". Praktisch gibt es aber kaum einen Unterschied zur normalen Pflichtuntersu-
chung. Denn bei jeder Pflichtuntersuchung erhält der Arbeitgeber eine Kopie der ärztlichen Be-
scheinigung, auf der vermerkt ist, ob und inwieweit gesundheitliche Bedenken bestehen. Eine Un-
tersuchung, aus der keine Bescheinigung resultiert, wäre nicht ordnungsgemäß, denn sie wider-
spräche den Pflichten des Arztes nach § 6 (3) der Verordnung. Wenn gesundheitliche Bedenken 
bestehen, verpflichtet § 8 den Arbeitgeber, Konsequenzen zu ziehen, die letztlich verhindern, 
dass der Betroffene unter den gefährdenden Bedingungen arbeiten kann. Indirekt ist also auch 
bei normalen Pflichtuntersuchungen die gesundheitliche Unbedenklichkeit eine Beschäftigungs-
voraussetzung. Für die Begründung muss dieser geringfügige Verbindlichkeitsunterschied also 
nicht berücksichtigt werden. 
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2.5 Begründungsregel 

Die Begründung einer Vorsorgeuntersuchung wird als Folgerung aus dem Vergleich 
der Potenziale GP, DP und PP, die sich aus der Bewertungsvorschrift K (Formel 2.3) 
ergeben, mit geeigneten Beurteilungswerten für diese Größen konstruiert. Wenn also 
bei einem bestimmten Tätigkeitstyp t unter Erreichen einer Bedingung ct die Potenzi-
ale GP, DP und PP eine bestimmte, für die Verbindlichkeitsstufe v spezifische Kon-
stellation Kv der Beurteilungswerte erreichen, dann kann gefolgert werden, ob eine 
Vorsorgeuntersuchung vom Verbindlichkeitsgrad v zum Zeitpunkt y bei einem Tätig-
keitstyp t unter der Bedingung ct begründet ist. 
Die Begründungsfunktion b kann ausgehend von t, ct, v und y zwei Werte annehmen: 
nicht begründet, begründet oder 0, 1. Als Formel: 
 
 }1,0{),,,(: vyctb t  (2.6) 

 
Die Begründungsregel lautet damit: 
 
 1),,,(),,(  vyctbKyctK tvt  (2.7) 

 
 
2.6 Wertevorräte für Potenziale 

Da es mindestens 4 verschiedene Verbindlichkeitsstufen v gibt (O, W, A, P), sollten 
neben einer Null-Stufe mindestens 3 Stufen für die Konstellationen aus GP, DPD,W 
und PPp,s möglich sein. Werden für jede Potenzialgröße nur 2 Stufen festgelegt 
(„kein Potenzial“ =  0 und „Potenzial vorhanden“ =  1), dann sind durch Kombination 
der 5 Größen theoretisch zwar 32 Stufungen möglich. Es ist jedoch zu berücksichti-
gen, dass ein Gefährdungspotenzial von Null Untersuchungen in allen Verbindlich-
keitsstufen ausschließt und bestimmte Konstellationen von diagnostischen und prä-
ventiven Potenzialen bereits theoretisch ausgeschlossen sind.  
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Tab. 2.1  Theoretisch mögliche Konstellationen Kv der Potenziale, bei einem  
Wertevorrat {0,1} für jedes Potenzial, Konstellationen mit GP = 0  
wurden weggelassen 

 
 

GP DPD DPW PPp PPs 
theoretisch  
möglich? 

1 0 0 0 0 j 
1 0 0 0 1 n 
1 0 0 1 0 n 
1 0 0 1 1 n 
1 0 1 0 0 j 
1 0 1 0 1 j 
1 0 1 1 0 n 
1 0 1 1 1 j 
1 1 0 0 0 j 
1 1 0 0 1 n 
1 1 0 1 0 j 
1 1 0 1 1 j 
1 1 1 0 0 j 
1 1 1 0 1 j 
1 1 1 1 0 j 
1 1 1 1 1 j 

  
Es bleiben damit 11 Konstellationen für die Zuordnung zu Verbindlichkeitsstufen. 
Theoretisch reicht das zwar aus. Durch die Parallelität von DPD und DPW bzw. PPp 
und PPs gelingt aber keine vernünftige Abbildung der erforderlichen 3 Sprünge zwi-
schen „keine Untersuchung trotz Gefährdung“ und Pflichtuntersuchung. 
Deshalb ist es zweckmäßiger für DPD,W und PPp,s  je 3 Ränge {0,1,2} zuzulassen. 
Damit sind theoretisch 3 hoch 4 also 81 Konstellationen möglich, von denen bei 
Streichung der unmöglichen Konstellationen 48 verbleiben. Die Vorschriften, nach 
denen die Ränge zu vergeben sind (Bewertung), werden im Kapitel 3 behandelt.   
 
Wertevorrat für Potenziale: 

 

}2,1,0{

}2,1,0{

}2,1,0{

}2,1,0{

}1,0{








s

p

W

D

PP

PP

DP

DP

GP

 (2.8) 

 
 
2.7 Zuordnung der Konstellationen zu Verbindlichkeitsstufen 

Nach Arbeitsschutzgesetz haben Beschäftigte Anspruch auf regelmäßige Wunschun-
tersuchungen, sobald eine Gesundheitsgefährdung nicht mehr ausgeschlossen wer-
den kann. Diagnostisches und präventives Potenzial von Untersuchungen spielten 
bei dieser Festlegung keine Rolle. Formal sind Wunschuntersuchungen also allein 
durch die Existenz einer Gesundheitsgefährdung begründet. Ausdrückliches Ziel der 
Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) war es, durch den Aus-
schuss für Arbeitsmedizin (AfAMed) bestimmte Anlässe zu benennen, bei denen 
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Wunschuntersuchungen geboten sind. Wenn hier von zu begründenden Wunschun-
tersuchungen die Rede ist, dann sind nur diese besonders zu benennenden Anlässe 
gemeint. Um diese besonderen Benennungen von Wunschuntersuchungsanlässen 
zu begründen, reicht es nicht aus, die Existenz einer Gesundheitsgefährdung festzu-
stellen. Hier wird vorgeschlagen, für die Begründung ein gewisses diagnostisches 
Potenzial zu fordern. 
 
Pflichtuntersuchungen als Untersuchungen mit höchster Verbindlichkeit und damit 
größtem Begründungsbedarf sollten zweckmäßigerweise auf einem diagnostischen 
und präventiven Potenzial mit höchster Bewertung (2) gründen. Für die Angebotsun-
tersuchung sollte neben dem diagnostischen Potenzial ein korrespondierendes prä-
ventives Potenzial existieren.  
 
Die Konstellationen sollten so abgestuft sein, dass die Konstellation zur Begründung 
einer geringeren Verbindlichkeitsstufe in der Konstellation zur Begründung einer hö-
heren enthalten ist. So sollen Angebotsuntersuchungen immer begründet sein, wenn 
Pflichtuntersuchungen begründet sind, und Wunschuntersuchungen sollen begründet 
sein, wenn Angebots- oder Pflichtuntersuchungen begründet sind. 
 
Aufgrund dieser Überlegungen ergibt sich die folgende Zuordnung (Tab. 2.2): 
  

Tab. 2.2  Konstellationen Kv der Potenziale in Abhängigkeit von der Verbindlich-
keitsstufe v der zu begründenden Untersuchung 

 
Kv GP DP

D
 DP

W
 PP

p
 PP

s
 

KW: = 1 1 0 0 0 
oder = 1 0 1 0 0 
KA: = 1 1 0 1 0 
oder = 1 0 1 0 1 
KP = 1 0 = 2 0 = 2 
oder = 1 = 2 0 = 2 0 
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3 Bewertung der Potenziale im Einzelnen 

3.1 Bewertung des Gefährdungspotenzials GP 

Um das Gefährdungspotenzial eines Tätigkeitstyps t unter der Bedingung ct zu be-
werten, müssen allgemeingültige Festlegungen getroffen werden, auf welche Weise 
die empirisch erhebbaren Erkenntnisse (Faktenlage oder W(ct)) zur Gefährdung bei 
diesem Tätigkeitstyp den Werten 0 und 1 zugeordnet werden sollen. Die Vorschläge 
in Tab. 3.1 wie auch alle im Folgenden gemachten Vorschläge sollen nur einen Ein-
stieg in die Diskussion darstellen. Der Begriffe schwere Erkrankung und Beobach-
tung erfordern vielleicht eine weitere Operationalisierung und der Risikowert 1:100 
wurde hier völlig willkürlich ausgewählt. 
  
Tab. 3.1  Kriterium für die Bewertung des Gefährdungspotenzials GP mit 1 
 

GP Kriterien 

1 Fälle von schweren Erkrankungen infolge der Tätigkeit wurden  
beobachtet 

oder 

Erkrankungsfälle infolge der Tätigkeit sind mit einer Wahrscheinlich-
keit von mehr als 1:100 bezogen auf ein Arbeitsleben zu erwarten 

 
  
3.2 Bewertung des diagnostischen Potenzials DPD,W 

Es ist hier ein Bewertungsmodell zu konstruieren, das die Aussichten für die Dia-
gnostik von Erkrankungen oder disponierender Faktoren bei Untersuchungen den 
Werten 0, 1 oder 2 zuordnet. Die Bewertungsmodelle unterscheiden sich in Abhän-
gigkeit von den Zeitpunkten y. Untersuchungen vor Aufnahme der Tätigkeit (y = E) 
zielen auf disponierende Faktoren, Untersuchungen am Ende und nach Beendigung 
der Tätigkeit (y = Nb,n) hauptsächlich auf Wirkungen, Untersuchungen während der 
Tätigkeit (y = Nw) auf beides. 
 
3.2.1 Erstuntersuchung (y = E) 

3.2.1.1 Diagnostik von Dispositionsfaktoren 

Es wird hier vorgeschlagen, den Sprung zwischen den Bewertungen 1 und 2 von der 
Nebenwirkungsfreiheit der Testmethode abhängig zu machen. 
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Tab. 3.2  Kriterien für die Bewertung des diagnostisches Potenzials für die  
Diagnostik von Dispositionsfaktoren bei Erstuntersuchungen 

 

DPD(y = E) Kriterien 

1 Disponierende Faktoren für tätigkeitsbedingte Gesundheitsstörungen 
können mit hoher Testsicherheit aufgedeckt werden 

2 Wie 1 

und 

die Testrisiken sind vernachlässigbar 

  
 
3.2.1.2 Diagnostik von Wirkungen 

Auch in Erstuntersuchungen kann es indirekt um Wirkungsdiagnostik gehen. Es 
könnte etwa ein Anliegen sein, einen gesundheitlichen Status quo festzuhalten, der 
es bei Folgeuntersuchungen erlaubt, Abweichungen von der individuellen Norm ra-
scher als tätigkeitsbedingte Gesundheitsstörungen zu identifizieren. Dies trifft bei-
spielsweise auf atemwegsschädliche Tätigkeiten zu. Verschlechterungen der Lun-
genfunktion werden bei Individuen mit überdurchschnittlichen Ausgangswerten erst 
später erkannt, wenn als Vergleichswerte nur die Populations-Normwerte herange-
zogen werden. Die Möglichkeit einer solchen Diagnostik soll hier aber maximal zu 
einer Bewertung mit 1 führen. 
  

Tab. 3.3  Kriterien für die Bewertung des diagnostisches Potenzials für die  
Diagnostik von Wirkungen bei Erstuntersuchungen 

 

DPW(y = E) Kriterien 

1 Die Feststellung des gesundheitlichen Ist-Zustandes verbessert  
die diagnostische Treffsicherheit für tätigkeitsbedingte Gesundheits-
störungen bei Folgeuntersuchungen 

2 Nicht besetzt 

 
 
3.2.2 Nachuntersuchung während der Tätigkeit (y =Nw) 

3.2.2.1 Diagnostik von Dispositionsfaktoren 

Für die Differenzierung zwischen 1 und 2 wird nur die Vernachlässigbarkeit der Ne-
benwirkungen herangezogen. 
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Tab. 3.4  Kriterien für die Bewertung des diagnostischen Potenzials bezüglich  
disponierender Faktoren bei Nachuntersuchungen während der Tätigkeit 

 

DPD(y=Nw) Kriterien 

1 Disponierende Faktoren für tätigkeitsbedingte Gesundheitsstörungen 
können mit hoher Testsicherheit aufgedeckt werden 

2 Wie 1 

und 

die Testrisiken sind vernachlässigbar 

 
 
3.2.2.2 Diagnostik von Wirkungen 

Wesentlich ist die Diagnostik von tätigkeitsbedingten Gesundheitsstörungen. Weiter-
hin spielt wie bei Erstuntersuchungen die Feststellung des Ausgangszustandes eine 
Rolle. 
 

Tab. 3.5  Kriterien für die Bewertung des diagnostischen Potenzials bezüglich  
der Wirkungen (tätigkeitsbedingte Gesundheitsstörungen) bei  
Nachuntersuchungen während der Tätigkeit 

 

DPW(y=Nw) Kriterien 

1 Tätigkeitsbedingte Gesundheitsstörungen sind bekannt und können 
mit hoher Testsicherheit aufgedeckt werden 

oder 

Die Feststellung des gesundheitlichen Ist-Zustandes verbessert die 
diagnostische Treffsicherheit für diese tätigkeitsbedingte Gesund-
heitsstörungen bei Folgeuntersuchungen 

2 Tätigkeitsbedingte Gesundheitsstörungen sind bekannt und können 
mit hoher Testsicherheit aufgedeckt werden 

und 

die Testrisiken sind vernachlässigbar 

  
 



18 

 

3.2.3 Nachuntersuchungen anlässlich der Beendigung einer Tätigkeit  
(y = Nb) 

3.2.3.1 Diagnostik von Dispositionsfaktoren 

Die Möglichkeit, am Ende einer gefährdenden Tätigkeit Dispositionsfaktoren aufzu-
decken, spielt nur eine geringe Rolle bei der Begründung von Vorsorgeuntersuchun-
gen. In einigen Fällen sind aber Dispositionsfaktoren denkbar, die die Manifestation 
von Latenzschäden beeinflussen. 
 

Tab. 3.6  Kriterien für die Bewertung des diagnostischen Potenzials bei  
Nachuntersuchungen bei Beendigung der Tätigkeit in Hinblick  
auf Dispositionsfaktoren 

 

DPD(y=Nb) Kriterien 

1 Disponierende Faktoren für tätigkeitsbedingte Latenzschäden können 
mit hoher Testsicherheit aufgedeckt werden 

2 Wie 1 

und 

die Testrisiken sind vernachlässigbar 

 
3.2.3.2 Diagnostik von Wirkungen 

Es gilt hier sinngemäß dasselbe wie für Nachuntersuchungen während der Tätigkeit. 
Die Untersuchung des Ist-Zustandes ist nur relevant, wenn Latenzschäden zu be-
fürchten sind. Latenzschäden sind Schäden, die auch noch nach Beendigung der 
Exposition manifest werden können. 
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Tab. 3.7  Kriterien für die Bewertung des diagnostischen Potenzials bei Nachun-
tersuchungen bei Beendigung der Tätigkeit in Hinblick auf Wirkungen 

 

DPW(y=Nb) Kriterien 

1 Tätigkeitsbedingte Gesundheitsstörungen sind bekannt und können 
mit hoher Testsicherheit aufgedeckt werden 

oder 

Die Feststellung des gesundheitlichen Ist-Zustandes verbessert die 
diagnostische Treffsicherheit für tätigkeitsbedingte Latenzschäden  
bei Folgeuntersuchungen 

2 Tätigkeitsbedingte Gesundheitsstörungen sind bekannt und können 
mit hoher Testsicherheit aufgedeckt werden 

und 

die Testrisiken sind vernachlässigbar 

  
  
3.2.4 Nachuntersuchungen nach Beendigung der Tätigkeit (y = Nn) 

3.2.4.1 Diagnostik von Dispositionsfaktoren 

Es gilt dasselbe wie für den Fall der Untersuchungen am Tätigkeits-Ende (siehe auch 
Tab. 3.6). 
  

Tab. 3.8  Kriterien für die Bewertung des diagnostischen Potenzial bei  
Nachuntersuchungen nach Beendigung der Tätigkeit in Hinblick  
auf Dispositionsfaktoren 

 

DPD (y=Nn) Kriterien 

1 Disponierende Faktoren für tätigkeitsbedingte Latenzschäden können 
mit hoher Testsicherheit aufgedeckt werden 

2 Wie 1 

und 

die Testrisiken sind vernachlässigbar 

 
 
3.2.4.2 Diagnostik von Wirkungen 

Dieser Untersuchungstyp soll tätigkeitsbedingte Krankheiten erkennen, die typi-
scherweise noch lange nach Beendigung der verursachenden Exposition zum Aus-
bruch kommen können. Wichtigster Vertreter dieser Krankheitsgruppe sind die 
Krebserkrankungen. 
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Tab. 3.9  Kriterien für die Bewertung des diagnostischen Potenzials bei  
Nachuntersuchungen nach Beendigung der Tätigkeit in Hinblick  
auf Wirkungen 

 

DPW(y=Nn) Kriterien 

1 Tätigkeitsbedingte Latenzschäden sind bekannt und können mit  
hoher Testsicherheit aufgedeckt werden 

oder 

Die Feststellung des gesundheitlichen Ist-Zustandes verbessert die 
diagnostische Treffsicherheit für tätigkeitsbedingte Latenzschäden  
bei Folgeuntersuchungen 

2 Tätigkeitsbedingte Latenzschäden sind bekannt und können mit  
hoher Testsicherheit aufgedeckt werden 

und 

die Testrisiken sind vernachlässigbar 

 
 
3.3 Bewertung des präventiven Potenzials PPp,s 

Das Bewertungsmodell für PPp,s muss die Frage beantworten, in welchem Grade es 
überhaupt möglich ist,  
– bei einer einmal entdeckten tätigkeitsbezogenen Krankheitsdisposition diese durch 

präventives Handeln des Betroffenen zu beseitigen oder durch Beeinflussung des 
Verhaltens oder der Verhältnisse die individuell erhöhte Wahrscheinlichkeit der 
Entstehung einer Erkrankung zu verringern oder 

– eine einmal entdeckte Gesundheitsstörung durch präventive Beeinflussung des 
Verhaltens oder der Verhältnisse rückgängig zu machen oder eine Verschlimme-
rung zu verhindern. 

  
3.3.1 Erstuntersuchungen (y = E) 

3.3.1.1 Primär-präventives Potenzial 

Das präventive Potenzial von Erstuntersuchungen hängt stark von der Höhe der 
Wahrscheinlichkeit ab, mit der bei gegebenem Dispositionsfaktor durch Verhaltens- 
oder Verhältnisänderungen eine tätigkeitsbedingte Erkrankung verhindert werden 
kann. Diese Wahrscheinlichkeit leitet sich wiederum von der Erhöhung des Erkran-
kungsrisikos unter der Exposition bei gegebenem Dispositionsfaktor ab. Die hier ge-
troffene Zuordnung der Risikoerhöhung zu einer Bewertung ist wiederum nur als Vor-
schlag zu verstehen. 
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Tab. 3.10  Kriterien für die Bewertung des primär-präventiven Potenzials bei  
Erstuntersuchungen 

 

PPp(y=E) Kriterien 

1 Der disponierende Faktor erhöht die Wahrscheinlichkeit, durch die  
Tätigkeit zu erkranken, auf mehr als das Doppelte. 

2 Der disponierende Faktor erhöht die Wahrscheinlichkeit, durch die  
Tätigkeit zu erkranken, auf mehr als das Zehnfache. 

 
 
3.3.1.2 Sekundär-präventives Potenzial 

Die Erstuntersuchung besitzt naturgemäß kein sekundär-präventives Potenzial. 
 
3.3.2 Nachuntersuchungen während der Tätigkeit (y = Nw) 

3.3.2.1 Primär-präventives Potenzial 

Es gilt das gleiche wie für die Erstuntersuchung. 
 

Tab. 3.11  Kriterien für die Bewertung des primär-präventiven Potenzials bei  
Untersuchungen während der Tätigkeit 

 

PPp(y=Nw) Kriterien 

1 Der disponierende Faktor erhöht die Wahrscheinlichkeit, durch die  
Tätigkeit zu erkranken, auf mehr als das Doppelte 

2 Der disponierende Faktor erhöht die Wahrscheinlichkeit, durch die  
Tätigkeit zu erkranken, auf mehr als das Zehnfache 

 
 
3.3.2.2 Sekundär-präventives Potenzial 

Bei Nachuntersuchungen während der Tätigkeit hat die Frage Priorität, ob durch 
Veränderung der aktuellen Tätigkeitsbedingungen eine einmal entdeckte tätigkeits-
bedingte Gesundheitsstörung wieder rückgängig gemacht werden kann oder eine 
Verschlimmerung derselben verhindert werden kann, etwa bei chronischen Vergif-
tungen. Bei Infektionen oder Krebserkrankungen ist das in der Regel nicht möglich. 
Daneben spielt die Frage eine Rolle, ob durch frühzeitige therapeutische Intervention 
für den Betroffenen ein Vorteil entsteht. 
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Tab. 3.12  Kriterien für die Bewertung des sekundär-präventiven Potenzials bei 
Nachuntersuchungen während der Tätigkeit 

 

PPs(y=Nw) Kriterien 

1 Durch die Früherkennung entsteht dem Betroffenen ein  
therapeutischer Vorteil 

2 Eine früh erkannte Gesundheitsstörung kann durch Veränderung  
der aktuellen Tätigkeitsbedingungen rückgängig gemacht werden 
oder an ihrer Verschlimmerung gehindert werden 

 
 
3.3.3 Nachuntersuchungen bei Beendigung der Tätigkeit oder nach Ende 

der Tätigkeit (y = Nb oder y = Nn) 

3.3.3.1 Primär-präventives Potenzial 

Untersuchungen am Ende oder nach Ende der Tätigkeit haben naturgemäß kein 
primär-präventives Potenzial. 
 
3.3.3.2 Sekundär-präventives Potenzial 

Für diese Untersuchungstypen spielt die Frage keine Rolle, ob die Veränderung der 
aktuellen Tätigkeitsbedingungen einen Einfluss auf die Gesundheitsstörung hat, da 
ohnehin die Tätigkeit beendet wird oder bereits beendet ist. Es ist lediglich die Frage 
zu stellen, ob dem Betroffenen ein therapeutischer Vorteil aus der Früherkennung 
einer arbeitsbedingten Erkrankung erwächst. Das sekundär-präventive Potenzial 
kann damit hier nur noch die Stufe 1 erreichen. 
 

Tab. 3.13  Kriterien für die Bewertung des sekundärpräventiven Potenzials  
bei Nachuntersuchungen bei Beendigung der Tätigkeit oder nach  
Beendigung der Tätigkeit 

 

PPs(y=Nb) 
oder 
PPs(y=Nn) 

Kriterien 

1 Durch die Früherkennung entsteht dem Betroffenen ein  
therapeutischer Vorteil 

2 Nicht besetzt 
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4 Algorithmus für die Begründung von  
Vorsorgeuntersuchungen 

4.1 Begründungstabelle 

Zur Aufstellung von Begründungen kann mit den beschriebenen Elementen ein  
Arbeitsprogramm aufgestellt werden, das in Tabelle 4.1 wiedergegeben ist.  

 

Tab. 4.1  Arbeitsprogramm für die Begründung von Vorsorgeuntersuchungen für 
einen Tätigkeitstyp 

 

1. Erarbeiten des Dossiers W für den Tätigkeitstyp t  

2. Identifizieren kritischer Bedingungen für diesen Tätigkeitstyp ,, 2)1(
ttt ccc   

3. Ermitteln der Gefährdungspotenziale für alle tc   

4. Ermitteln der diagnostischen und präventiven Potenziale für alle  
Untersuchungszeitpunkte y für alle c

t
  

5. Ermitteln, ob die resultierenden Potenzial-Konstellationen zu den für die  
Verbindlichkeitstypen erforderlichen Konstellationen gehören (siehe Tab. 2.2)  

6. Zusammenfassung in Form einer Tabelle  

 
Im Ergebnis dieses Algorithmus ergeben sich für jeden Tätigkeitstyp Begründungen 
für Vorsorgeuntersuchungen unterschiedlicher Verbindlichkeitsgrade, untergliedert 
nach Tätigkeits-Bedingungen und Untersuchungs-Zeitpunkten. Die Tab. 4.2 gibt eine 
Übersicht anhand fiktiver Werte für die jeweiligen Potenziale. Die Zusammenfassung 
des Beispiels würde lauten: Bei Tätigkeiten t sind unter der Bedingung )2(

tt cc  ar-

beitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen als Nachuntersuchungen während der 
Tätigkeit bei Beendigung und nach Beendigung der Tätigkeit anzubieten. Unter der 
Bedingung )3(

tt cc   sind Vorsorgeuntersuchung während der Tätigkeit regelmäßig zu 

veranlassen (Pflichtuntersuchungen). Unter der Bedingung )2(
tt cc   könnte auf die 

Möglichkeit einer Erstuntersuchung auf Wunsch des Beschäftigten aufmerksam ge-
macht werden. 
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Tab. 4.2  Begründungstabelle für einen fiktiven Tätigkeitstyp t 
 
t 
 GP  DP  PP  v 
c

t
  y DP

D
 DP

W
 PP

p
 PP

s
  

)1(
tc  0 E 0 0 0 0 O

  N
w
 0 0 0 0 O

  N
b
 0 0 0 0 O

  N
n
 0 0 0 0 O

)2(
tc  1 E 1 0 0 0 W

  N
w
 1 1 1 0 A

  N
b
 0 1 0 1 A

  N
n
 0 1 0 1 A

)3(
tc  1 E 1 0 0 0 W

  N
w
 1 2 0 2 P

  N
b
 0 1 0 1 A

  N
n
 0 1 0 1 A

 
 
4.2 Erarbeitung von Begründungen durch ein Experten-

gremium 

Die erforderlichen Bewertungen müssen immer von Beurteilern vorgenommen wer-
den, werden also nie vollkommen übereinstimmen. Die hier vorgeschlagene Formali-
sierung strukturiert den Bewertungsprozess und kann deutlich machen, an welcher 
Stelle Expertenmeinungen differieren. Sie können aber nicht die Beurteilung selbst, 
d. h. die Entscheidung, welcher Potenzialwert einem bestimmten Tätigkeitstyp zuzu-
weisen ist, automatisieren. 
 
Es bietet sich an, das vorgeschlagene Bearbeitungsverfahren von mehreren Beurtei-
lern unabhängig voneinander durchführen zu lassen und nur die Stellen zu diskutie-
ren, an denen es nicht zu übereinstimmenden Entscheidungen gekommen ist. 
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5 Diskussion 

Grundlage für das gewählte Verfahren war die Auffassung, Vorsorgeuntersuchun-
gen, vor allem wenn sie verbindlich sind, seien nur gerechtfertigt, wenn die Gefähr-
dung hoch sei, wenn überhaupt geeignete diagnostische Methoden zur Verfügung 
stehen und wenn für die Beschäftigten aus den Untersuchung ein präventiver Nutzen 
erwächst. Diese drei Aspekte wurden in den Begründungspapieren des AGS (2003) 
als Gefährdungspotenzial, diagnostisches und präventives Potenzial unterschieden. 
Bisher gibt es jedoch keine explizite Übereinkunft über die Art, wie die Höhe dieser 
Potenziale einzuschätzen ist. Deshalb ist auch nicht vereinbart, welche Höhe die Po-
tenziale erreichen müssen, um als Begründung für Vorsorgeuntersuchungen der je-
weiligen Verbindlichkeitsstufe (Pflicht-, Angebots- oder Wunschuntersuchung) zu gel-
ten. 
 
In dem hier vorgestellten Ansatz werden die 3 Potenziale als Größen aufgefasst, aus 
denen zusammen wiederum eine resultierende Größe abgeleitet wird, die entschei-
det, ob Vorsorgeuntersuchungen bestimmter Verbindlichkeitsstufen begründet sind. 
Die Konstruktion der Größen sollte möglichst einfach sein und sich am bisherigen 
Sprachgebrauch der zugrundeliegenden Begriffe orientieren. Die Größen Gefähr-
dungspotenzial (GP), diagnostisches Potenzial und präventives Potenzial sind nicht 
unabhängig voneinander. Vor allem werden das diagnostische und das präventive 
Potenzial vom Gefährdungspotenzial beeinflusst und das präventive Potenzial hängt 
vom diagnostischen Potenzial ab. 
 
Da für die Konstruktion einer resultierenden Größe nur 3 Stufen (entsprechend der 
zu begründenden Verbindlichkeitsstufen) erforderlich waren, bot es sich an, jede ein-
zelne Stufe zu definieren und auf eine rechnerische Ermittlung (gewichtete Addition 
oder ähnlich) zu verzichten. Die niedrigeren Stufen sollten dabei in den höheren Stu-
fen enthalten sein. Die Konstellationen der Potenziale, die für die höchste Stufe aus-
reichen, reichen also immer auch für die darunterliegenden Stufen aus. Konkret heißt 
das zum Beispiel: Wenn die Potenziale ausreichend für die Begründung einer Pflicht-
untersuchung sind, dann sind sie auch ausreichend für die Begründung von Ange-
botsuntersuchungen usw. Selbstverständlich kann diese Größe auch anders kon-
struiert werden. Im hier unterbreiteten Vorschlag wurde der entscheidende Sprung 
von der Wunsch- zur Angebotsuntersuchung im Hinzutreten der 1. Stufe des präven-
tiven Potenzials gesehen. 
 
Kern des Verfahrens ist die Festlegung der Bewertungsvorschriften für die 3 Poten-
ziale. Es ist zu erwarten, dass für den hier unterbreiteten Vorschlag eine deutliche 
Verfeinerung gefordert wird. Für jedes der Potenziale sind eine Vielzahl von Parame-
tern bedeutsam, von denen hier nur einige Wenige Eingang gefunden haben. Möchte 
man diese weiteren Parameter würdigen, so sind ergänzende Vorschriften nötig, die 
für diese Parameter Bewertungsmodelle festlegen und aus den einzelnen Größen 
wieder eine Gesamtgröße, nämlich das gesuchte Potenzial, bilden. 
Das Gerüst des hier vorgestellten Verfahrens könnte Ausgangspunkt für eine Kon-
sensbildung zum grundsätzlichen Vorgehen bei der Begründung von Vorsorgeunter-
suchungen nach ArbMedVV sein. 
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Abkürzungsverzeichnis 

A Angebotsuntersuchung 

AGS Ausschuss für Gefahrstoffe 

AfAMed Ausschuss für Arbeitsmedizin 

b Begründungsfunktion 

ct Eine für den Tätigkeitstyp t spezifische Bedingung 

DP Diagnostisches Potenzial 

DPD Diagnostisches Potenzial bezogen auf Dispositionsfaktoren 

DPW Diagnostisches Potenzial bezogen auf Wirkungen 

E Erstuntersuchung 

GP Gefährdungspotenzial 

Kv Konstellation von Potenzialen zur Verbindlichkeitsstufe v 

M Bewertungsvorschrift 

Nb Nachuntersuchung am Ende der Tätigkeit 

Nn Nachuntersuchung nach Ende der Tätigkeit 

Nw Nachuntersuchung während der Tätigkeit 

O Keine Verbindlichkeit für Untersuchungen 

P Pflichtuntersuchung  

PP Präventives Potenzial 

PPp Primär-präventives Potenzial 

PPs Sekundär-präventives Potenzial 

t Tätigkeitstyp 

Wt Wissensstand zu einem Tätigkeitstyp t 

W Wunschuntersuchung 

y Zeitpunkt einer Untersuchung 

v Verbindlichkeitsstufe 
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Anhang Beispiel „Tätigkeiten mit Mehlstaub“ 

Am Beispiel „Tätigkeiten mit Mehlstaub“ soll die Begründung von Vorsorgeuntersu-
chungen skizziert werden. In einer ausführlichen Begründung wären die einzelnen 
Bewertungen mit wissenschaftlichen Daten zu belegen. 
 
Kritische Bedingungen (in Anlehnung an den Anhang der ArbMedVV):  

)1(
tc : Luftkonzentration unter 2 mg/m3 

)2(
tc : Luftkonzentration 2 bis 4 mg/m3 

)3(
tc : Luftkonzentration über 4 mg/m3,  

  

Anh., Tab. 1  Für den Tätigkeitstyp t: „Tätigkeiten mit Mehlstaub“ 
 
t: Tätigkeiten mit Mehlstaub 
 GP  DP PP v 
c

t
  y DP

D
 DP

W
 PP

p
 PP

s
  

)1(
tc  1 E 2 1 1 0 A 

  N
w
 2 2 1 2 P 

  N
b
 0 2 0 1 A 

  N
n
 0 0 0 1 O 

)2(
tc  1 E 2 1 1 0 A 

  N
w
 2 2 1 2 P 

  N
b
 0 2 0 1 A 

  N
n
 0 0 0 1 O 

)3(
tc  1 E 2 1 1 0 A 

  N
w
 2 2 1 2 P 

  N
b
 0 2 0 1 A 

  N
n
 0 0 0 1 O 

 
Asthma bronchiale auf der Grundlage einer Mehlstauballergose ist hier als schwere 
Erkrankung aufzufassen. Das Erkrankungsrisiko ist eventuell schon bei Luftkonzent-
rationen unter 2 mg/m3 oberhalb 1:100 anzunehmen. (Das müsste noch bestätigt 
werden.) Daraus folgt für alle Expositionsstufen ein Gefährdungspotenzial von 1.  
 
Das diagnostische Potenzial bei einer Erstuntersuchung richtet sich u. a. auf den dis-
ponierenden Faktor Atopie, der mit recht hoher Testsicherheit erkannt werden kann.  
Weiterhin könnte immunologisch und klinisch getestet werden, ob bereits eine kli-
nisch relevante Sensibilisierung gegen Mehlstaub vorliegt. Aber schon allein auf-
grund der Atopie-Diagnostik resultiert ein DPD von 2. Zur Verlaufsbeurteilung ist eine 
Lungenfunktionsuntersuchung (Status quo) schon in der Erstuntersuchung sinnvoll 
und erleichtert in Folge die Diagnostik. Daraus resultiert ein DPW von 1 für die Erst-
untersuchung. 
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Das primär-präventive Potenzial von Erstuntersuchungen ist mit 1 zu bewerten, da 
die relative Risikoerhöhung für ein Asthma bronchiale durch eine klinisch relevante 
Sensibilisierung gegenüber Mehlstaub wahrscheinlich über dem Doppelten liegt. 
(Auch das wäre zu diskutieren und zu belegen.) Ein sekundär-präventives Potenzial 
entfällt für Erstuntersuchungen. Vor Beginn von Tätigkeiten mit Mehlstaub würde 
man also für jede der betrachteten Bedingungen Angebotsuntersuchungen empfeh-
len. 
 
Das diagnostische Potenzial einer Nachuntersuchung bezogen auf disponierende 
Faktoren (DPD) ist, genau wie bei Erstuntersuchungen 2, da hier der Atopie-Status im 
Vordergrund steht. Bezogen auf Wirkungen beträgt das diagnostische Potenzial 
(DPW) 1 oder 2, je nach Einschätzung des Nebenwirkungsprofils der erforderlichen 
Tests. Man könnte gegen die Bewertung mit 2 einwenden, dass eventuell ein Provo-
kationstest erforderlich sei, der mit einem Nebenwirkungsrisiko behaftet ist. 
Das primär-präventive Potenzial ist wie bei der Erstuntersuchung 1. Wird ein 
Mehlstaub-Asthma während der Tätigkeit erkannt, stehen die Chancen gut, eine Ver-
schlimmerung der Beschwerden durch Allergenkarenz zu minimieren. Für das se-
kundär-präventive Potenzial kann also eine 2 vergeben werden. Es folgt daraus eine 
Empfehlung für Pflichtuntersuchungen. 
 
Am Tätigkeitsende gibt es kein diagnostisches Potenzial in Hinblick auf disponieren-
de Faktoren, die die Manifestation von Latenzschäden begünstigen, denn beim Bä-
ckerasthma handelt es sich nicht um einen Latenzschaden. Das diagnostische Po-
tenzial in Hinblick auf Gesundheitsschäden (DPW) ist dagegen genauso hoch wie bei 
Untersuchungen während der Tätigkeit, also 2. Ein primär-präventives Potenzial 
existiert am Ende der Tätigkeit naturgemäß nicht. Allerdings entsteht bei Früherken-
nung des Asthmas ein gewisser therapeutischer Vorteil. PPs ist also mit 1 zu bewer-
ten. Es resultiert also für Untersuchungen am Ende der Beschäftigung die Empfeh-
lung, diese als Angebotsuntersuchung zu gestalten. 
 
Da es sich beim Bäckerasthma nicht um einen Latenzschaden handelt, muss das 
diagnostische Potenzial bei nachgehenden Nachuntersuchungen mit 0 bewertet 
werden. Zwar würde die Früherkennung auch hier einen gewissen therapeutischen 
Vorteil bedeuten (PPs = 1), dennoch resultiert keine Empfehlung für eine Vorsorgeun-
tersuchung. 
 
Die hier verwendete Differenzierung der Expositionsstufen erweist sich als un-
zweckmäßig, da sie nicht zu Unterschieden in der Bewertung führt. Sinnvoll wäre die 
Einführung einer Expositionsbedingung (ct) unterhalb von 2 mg/m3, bei der die Ge-
fährdung unterhalb von 1:100 liegt und bisher keine Neu-Erkrankungen beobachtet 
worden sind, sowie einer weiteren Expositionsbedingung, bei der selbst sensibilisier-
te Personen nicht gefährdet sind.  
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